
ENTWURF 

Verordnung über das Naturschutzgebiet „Steinbachtal zwischen Wolferborn und 

Bindsachsen“ 

Vom XX. Monat 2025 

Auf Grund des § 22 Abs. 2 und des § 23 des Gesetzes über Naturschutz und 

Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetzes – BnatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. L S. 

2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. L S. 

2240), in Verbindung mit §§ 21 Abs. 1, 22 Abs. 6 Nr. 2 und 44 Abs 4 des Hessischen 

Gesetzes zum Schutz der Natur und Landschaft (Hessisches Naturschutzgesetz – HeNatG) 

vom 25. Mai 2023 (GVBl. L S. 379) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. 

Oktober 2024 (GVBl. 2024 Nr. 57), wird nach Beteiligung der anerkannten 

Naturschutzvereinigungen im Sinne der §§ 63 Abs. 2 und 74 Abs. 3 BNatSchG in 

Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr. 6 HeNatG verordnet: 

 

§ 1 Lage und Abgrenzung 

(1) Das strukturreiche von wertvollen Grünlandflächen geprägte Steinbachtal zwischen 

den Orten Wolferborn und Bindsachsen im unteren Vogelsberg wird in den Grenzen, die 

sich aus der in Abs. 3 genannten Abgrenzungskarte ergeben, zum Naturschutzgebiet 

„Steinbachtal zwischen Wolferborn und Bindsachsen“ erklärt. 

(2) Das Naturschutzgebiet „Steinbachtal zwischen Wolferborn und Bindsachsen“ besteht 

aus Flächen in den Gemarkungen Wolferborn (Stadt Büdingen) und Bindsachsen 

(Gemeinde Kefenrod) im Wetteraukreis. Es hat eine Größe von ca. 118 ha. Die örtliche 

Lage des Naturschutzgebietes ergibt sich aus der als Anlage 1 zu dieser Verordnung 

veröffentlichen Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25.000. 

(3) Die Abgrenzung des Naturschutzgebietes ergibt sich aus der als Anlage 2 zu dieser 

Verordnung veröffentlichten Abgrenzungskarte im Maßstab 1 : 5.000. Die Fläche des 

Naturschutzgebietes ist darin grau hinterlegt. Die Karte ist Bestandteil der Verordnung. 

(4) Das Naturschutzgebiet ist an den Außengrenzen durch amtliche Schilder 

gekennzeichnet. 

 

§ 2 Schutzzweck 

Zweck der Unterschutzstellung ist die Erhaltung eines strukturreichen durch 

unterschiedliche Grünlandausprägungen, feld- und bachbegleitende Gehölze geprägten 

Tales im Unteren Vogelsberg. Der Schutz gilt dabei insbesondere den wertvollen, nach 

der europäischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und nach § 30 des 

Bundesnaturschutzgesetzes geschützten, mageren Flachlandmähwiesen. Deren Erhaltung 

und Wiederherstellung sowie die Entwicklung weiterer Grünlandflächen als Lebensraum 

zahlreicher, geschützter Tier- und Pflanzenarten soll durch eine extensive 

landwirtschaftliche Nutzung gesichert werden. 

Darüber hinaus ist besonderer Schutzzweck die Erhaltung und Beruhigung der Flächen als 

wichtiger Brut-, Rast- und Überwinterungsplatz für zahlreiche Vogelarten, insbesondere für 



Goldammer Baumpieper, Klappergrasmücke, Neuntöter, Turteltaube und Kuckuck. 

Schutzziel ist ebenfalls die Erhaltung und Pflege des den Steinbach in weiten Strecken 

begleitenden Saumes aus Erlen- und Weidengehölzen sowie die Offenhaltung der durch 

Aufstau des Steinbaches entstandenen Flachwasserteiche als Teilhabitat verschiedener 

Amphibien. 

Dieses strukturreiche, in einer weitgehend ausgeräumten, intensiv genutzten 

Agrarlandschaft liegende Tal ist außerdem ein wichtiger Trittstein im Rahmen des 

Biotopverbundes. 

 

§ 3 Verbote 

Als Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 

Naturschutzgebietes oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung führen 

können, sind verboten: 

1. Bauliche Anlagen im Sinne des § 2 Abs. 1 der Hessischen Bauordnung vom 28. Mai 

2018 (GVBl. S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Mai 2025 (GVBl. 29, 

herzustellen, zu erweitern, zu ändern oder zu beseitigen, auch wenn die 

Maßnahme keiner Genehmigung nach baurechtlichen Vorschriften bedarf oder 

wenn eine Zulassung nach anderen Rechtsvorschriften erteilt wird; 

2. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abzubauen oder zu gewinnen, 

Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen oder sonst die Bodengestalt zu 

verändern; 

3. Inschriften, Plakate, Bild oder Schrifttafeln anzubringen oder aufzustellen; 

4. Gewässer zu schaffen, zu verändern oder zu beseitigen, Wasserläufe, 

Wasserflächen oder Tümpel einschließlich deren Ufern sowie den Zu- und Ablauf 

des Wassers oder den Grundwasserstand zu verändern sowie Sümpfe oder 

sonstige Feuchtgebiete zu entwässern oder über den Gemeingebrauch hinaus 

Wasser zu entnehmen; 

5. Pflanzen, einschließlich der Bäume und Sträucher, zu beschädigen oder zu 

entfernen; 

6. Wildlebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beunruhigen, ihre Laute 

nachzuahmen, sie an ihren Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu fotografieren, zu 

filmen oder dort ihre Laute auf Tonträger aufzunehmen, Vorrichtungen zu ihrem 

Fang anzubringen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Puppen, 

Larven, Eier, Nester oder sonstige Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu entnehmen, 

zu beschädigen oder zu zerstören; 

7. Pflanzen einzubringen und Tiere auszusetzen; 

8. Das Betreten einschließlich des Radfahrens und Reitens im Naturschutzgebiet 

außerhalb der Wege; 

9. Mit Kraftfahrzeugen einschließlich Krafträdern zu fahren oder diese im Gebiet 

abzustellen; 

10. Zu reiten, zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, zu lärmen, Feuer 

anzuzünden oder zu unterhalten, Fluggeräte aller Art einschließlich Drohnen zu 

starten, fliegen oder landen zu lassen, Modelschiffe einzusetzen oder Drachen 

steigen zu lassen; 

11. Hunde unangeleint oder an einer mehr als acht Meter langen Schleppleine laufen 

zu lassen; 



12. Gewerbliche Tätigkeiten auszuüben; 

13. Die Fischerei auszuüben; 

14. Grünland umzubrechen oder einer anderen Nutzung zuzuführen; 

15. Die Ausbringung von Klärschlamm und Gülle; 

16. Die Pflanzendecke durch Beweidung zu zerstören; dieses Verbot gilt nicht für 

Flächen, die durch ordnungsgemäße Beweidung beeinträchtigt werden, wie zum 

Beispiel Futterplätze, Tränkestellen, Flächen im Schatten von einzelnen Bäumen 

oder am Zaun entlang; 

17. Das Aufstellen von Bienenkästen oder Klotzbeuten. 

 

§ 4 Ausnahmeregelungen 

Ausgenommen von den Verboten des § 3 bleiben: 

1. Die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bodennutzung nach den Grundsätzen 

der guten fachlichen Praxis, mit den in § 3 Nr. 14-16 genannten Einschränkungen; 

2. Die Beweidung mit Schafen und Rindern; 

3. Die Beweidung mit Pferden auf den Flächen der Gemarkung Wolferborn, Flur 3, 

Flurstück 16, 23, 24, 25, 26, 27, 28 und 98/15, Flur 5, Flurstück 72 und 73 sowie der 

Gemarkung Bindsachsen, Flur 9, Flurstück 53 und 54; 

4. Die Ausübung der Jagd auf Schalenwild und Prädatoren; 

5. Die Ausübung der Fallenjagd in Abstimmung mit der oberen Naturschutzbehörde; 

6. Handlungen der zuständigen Wasserbehörden und 

Gewässerunterhaltungspflichtigen oder deren Beauftragten im Rahmen der 

behördlichen Wasseraufsicht einschließlich Unterhaltungsmaßnahmen an 

Gewässern in der Zeit vom 1. September bis 28. Februar, ferner Maßnahmen zur 

Grabenräumung in der Zeit vom 1. September bis 31. Oktober, jedoch ohne 

Verbreiterung und Vertiefung der Sohle im jeweiligen Einvernehmen mit der 

oberen Naturschutzbehörde; 

7. Maßnahmen und Handlungen der zuständigen Naturschutzbehörde oder deren 

Beauftragten zur Erhaltung, Pflege und Gestaltung des Naturschutzgebietes; 

8. Das Betreten der Grundstücke und das Befahren der Wege durch die 

Eigentümerin oder den Eigentümer oder über Pachtverträge berechtigte Personen 

sowie andere Berechtigte zur notwendigen Überwachung und Ausübung der nach 

dieser Verordnung zulässigen Nutzungen, Maßnahmen und Handlungen; 

9. Maßnahmen im Rahmen wissenschaftlicher Untersuchungen sowie faunistische 

und botanische Kartierungen nach Zustimmung durch die Obere 

Naturschutzbehörde, wenn die Maßnahme dem Schutzzweck nicht zuwiderläuft; 

10. Maßnahmen zur Erhaltung der Verkehrssicherheit entlang von Wegen, wobei die 

Maßnahmen so durchzuführen sind, dass Beeinträchtigungen von Flora und Fauna 

möglichst gering bleiben. 

 

§ 5 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 63 Abs. 1 Nr. 12c HeNatG handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig eine in § 3 dieser Verordnung verbotene Handlung vornimmt, sofern diese 

Handlung nicht in § 4 von den Verboten dieser Verordnung ausgenommen oder durch 

Befreiung gemäß § 67 BNatSchG zugelassen wurde oder eine Handlung ohne das nach 



§ 4 gegebenenfalls erforderliche Einvernehmen oder die Zustimmung der oberen 

Naturschutzbehörde durchführt. 

 

§ 6 Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Darmstadt, den XX. Monat 2025 

       Regierungspräsidium Darmstadt 

       gez. Prof. Dr. habil. Hilligardt 

       Regierungspräsident 

 


